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Einleitung 

Lieber Staat, die Kartelle werden zu groß! So kommt die ganze Verärgerung der 
wirtschaftlich Kleineren und wirft sich auf die großen Gebilde an sich, und der 
Staat sagt daraufhin: man muß etwas tun! Auf diese Weise gibt es dann etliche 
Gesetze, vor deren Formulierung der Staat unter der Hand sich bei den Kartellen 
erkundigt: „Na, lebensgefährlich werden sie ja wohl nicht sein!" Als Antwort sagt 
man auf der anderen Seite: „Lebensgefährlich ist es nicht; unbequem ist es und 
schreien werden wir natürlich!" Der Geheimrat aber spricht: „Das wird uns die 
Sache erleichtern, wenn Sie ordentlich schreien, denn dann glauben die 
Angeschrieenen, daß sie etwas erreicht haben!" 

D. Naumann auf der Tagung des Vereins für Socialpolitik 1905 

Die meisten Unternehmen beginnen im Kleinen, und man betrachtet es als 
geradezu natürlichen Vorgang, dass sie wachsen und immer größer 
werden. Am Anfang nimmt man die Unternehmen wegen ihrer noch 
geringen wirtschaftlichen Bedeutung kaum ernst, um dennoch oftmals 
nach nur wenigen Jahren von ihrer Größe überrascht zu werden. Wenn ein 
Unternehmen Dimensionen erreicht, die mit den beliebten Begriffen 
„Industriegigant", „Mammutkonzern" oder „Global Player" wiedergegeben 
werden, hat es bereits Einfluss auf eine unüberschaubare Vielzahl von 
Menschen gewonnen. Spätestens dann sollte sich ein Jurist fragen: Wie 
reagiert das Recht darauf? Nimmt es die Größe überhaupt zur Kenntnis? 
Berücksichtigt es sie nur als besonderes Phänomen am Rande? Oder macht 
es die Größe gar zu einem neuen Ordnungsprinzip des Wirtschaftsrechts? 
Die vorliegende Arbeit untersucht, ob und gegebenenfalls wie sich das 
Recht in der Vergangenheit dieser Problematik gestellt hat. 

Da aber das Wirtschaftsrecht ein sehr weites Feld ist, beschränkt sich 
die Untersuchung auf die Kapitalgesellschaften, die nicht nur die größte 
wirtschaftliche Bedeutung erlangt, sondern auch die stärkste rechtliche 
Reglementierung erfahren haben. Die Kapitalgesellschaften wiederum 
werden repräsentiert durch die Aktiengesellschaft, als der „klassischen 
Rechtsform des Großunternehmens", und die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, die, ursprünglich nur für kleinere Unternehmen gedacht, wegen 
ihrer Vielseitigkeit in der Mitte des vergangenen Jahrhunderts einen 
beispiellosen Siegeszug angetreten hat. Andere Unternehmensformen 
finden nur dort Berücksichtigung, wo sie Gegenstand besonders 
bemerkenswerter Größenvorschriften geworden sind. 



2 Einleitung 

Wenn schon die deutschen Regelungen für sich genommen in ihrer 
ganzen Fülle nicht erfasst werden können, scheint es ausgefallen zu sein, 
die Materie noch auf ein weiteres Gebiet auszudehnen, noch dazu auf das 
japanische, das auf einer völlig andersgearteten Sprache und Kultur beruht. 
Andererseits besitzt der Ferne Osten seit jeher einen gewissen „Reiz des 
Exotischen", der immer noch nicht ganz abgeklungen ist. 

Verbrieft ist, dass zu Beginn des 17. Jahrhunderts ein erster Deutscher 
das japanische Inselreich betreten hatte, als unter der Herrschaft der 
Tokugawa die Christen in Japan nicht mehr unbedingt wohlgelitten waren 
und man sich nach außen bereits weitgehend abgeschottet hatte: 

Michaeil Hohreyter von Ullm, aussgefahren von Ampsterdam Anno 1614 in Indya 
gefahren den 18. May so zu Canarya, Ildarre, Santomeo, Kappodolop, Angola, 
Kappon esperanz, Madigaskar, Markiyris, ayn wilde Insell, Java mayor, 
Sumatrera, Manilla, Jappan [.. .]. Alle manet [Monate] auff dem mer gefaren, 
welch ist Van Ambsterdam byss Java 3600 mayll, Unnd 800 von Java in Japan 
Anno 1620 den [...] September wyder zu Hauss [...] Gott Sy Lob und Danckh. ' 

Erst mehr als zweihundert Jahre später, nach dem Ende des Shogunats-
Regimes, schlössen der Norddeutsche Bund und Japan 1869 einen 
umfassenden Vertrag ab2, dessen erster Artikel vorsah: 

Zwischen den Hohen kontrahirenden Staaten, sowie zwischen den Unterthanen 
derselben, soll ewiger Friede und beständige Freundschaft bestehen. 

In Artikel 3 I hieß es weiter: 

Die Städte und Häfen von Hakodate, Hiogo, Kanagawa, Nagasaki, Niegata mit 
Ebisuminato auf der Insel Sado und Osaka, sowie die Stadt Yedo sollen von dem 
Tage an, an welchem dieser Vertrag in Kraft tritt, für die Unterthanen und den 
Handel der kontrahirenden Deutschen Staaten eröffnet sein. 

Damit war ein erster Grundstein gelegt. Später folgten viele deutsche 
Gelehrte den Einladungen nach Japan und man nahm umfangreiche 
Anleihen beim deutschen Recht in Gestalt des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
der Gerichtsverfassung, des Handelsgesetzes und der Strafgesetzgebung. 
Es war der Kriegseintritt Japans an der Seite Großbritanniens gegen 
Deutschland 1914, der die Stimmung umschlagen ließ und maßgeblich den 
Ton eines Artikels in der Deutschen Juristenzeitung desselben Jahres 
bestimmte3, wenn er in der Sache auch nicht ganz falsch lag: 

[...] denn gerade das Kaiserreich der aufgehenden Sonne verdankt Deutschland 
fast oder ganz jene schnellen Fortschritte, die es seit dem Sturz des Schogunats der 
Tokugava und dem sich daran anschließenden Beginn der modernen Periode der 
Aufklärung im Jahre 1868 gemacht hat. 

1 Abgedruckt bei Kreiner, Deutschland-Japan, S. 2 f. 
2 Bundesgesetzblatt des Norddeutschen Bundes 1870, S. 1. 
3 Meyer, DJZ 1914, Sp. 1067 ff. 



Einleitung 3 

Falsch ist aber die Vorstellung, das japanische Recht sei deshalb bis heute 
nur eine Kopie ausländischer Normen, die dem japanischen Gesetzgeber 
als besonders nachahmenswert erschienen waren. 

Solchen Gedanken entgegenzuwirken und stattdessen vielmehr ein 
Interesse an diesem fremden Land zu wecken, ist auch ein Anliegen der 
Arbeit. Das japanische Recht ist nach der deutschen Patenschaft und den 
starken Einflüssen des amerikanischen Besatzungsregimes zu einem ganz 
eigenartigen Wesen herangewachsen, das beim Vergleich mit dem 
deutschen Recht immer wieder Bekanntes, aber auch Überraschendes 
offenbart. 

Die Untersuchung ist nach Themenkomplexen gegliedert, bei denen sich 
aber Überschneidungen und Verweise nicht vermeiden lassen. Sie sind ein 
Zeichen des inneren Zusammenhangs der Größenproblematik. Im ersten 
Kapitel werden der Begriff der Größe, seine Merkmale zur juristischen 
Bestimmung und die Kategorien der Größenvorschriften vorgestellt. 
Kapitel zwei bis sieben untersuchen verschiedene Bereiche des 
Wirtschaftsrechts im Hinblick auf die Bedeutung von größenabhängigen 
Regelungen. Sie sind jeweils in einen deutschen und einen japanischen 
Abschnitt unterteilt und historisch gegliedert. Jedes Kapitel wird mit einem 
zusammenfassenden Vergleich abgeschlossen. Das Schlusskapitel greift 
die in den vorangegangenen Teilen gewonnenen Ergebnisse auf und gibt 
bereichsübergreifende Antworten auf die Frage nach der Entwicklung der 
Größenproblematik im deutschen und japanischen Recht. 





Kapitel 1 

Größe 

In Deutschland und Japan gibt es insgesamt mehrere Millionen 
Kapitalgesellschaften. Darunter befindet sich beispielsweise eine Einmann-
GmbH, die im Internet Recherchedienste anbietet, weiter ein 
mittelständisches Unternehmen, das ebenfalls in der Rechtsform einer 
GmbH Möbel anfertigt, daneben gibt es eine Aktiengesellschaft, die in 
mehreren Fabriken Kraftfahrzeuge herstellt und schließlich einen weltweit 
tätigen Finanzkonzern, der sich ebenfalls aus Aktiengesellschaften 
zusammensetzt. Schon diese vier Unternehmen rechtlich gleich zu 
behandeln, hieße, die Wirklichkeit zu missachten und tatsächliche 
Unterschiede nicht als solche wahrzunehmen1. Ein und dasselbe 
Regelungssystem würde die eine Gesellschaft überfordern, die andere nur 
lückenhaft erfassen. Deshalb muss man rechtlich zwischen verschiedenen 
Unternehmen differenzieren. Auf welche Weise dies aber zu geschehen 
hat, ist immer noch umstritten. Die „klassische" juristische Trennung 
erfolgt nach der Rechtsform. Diese Unterscheidung ist allerdings zu grob 
und bietet nur einen ungefähren Anhaltspunkt. Wie vom Gesetzgeber 
beabsichtigt, tendieren größere Unternehmen zwar eher zur Aktien-
gesellschaft, kleinere zur GmbH, die Abweichungen unter den einzelnen 
Unternehmen sind aber zu erheblich, um allein die Rechtsform zum 
maßgeblichen Kriterium zu machen. Eine Unterscheidung nach der 
Branche oder den Produkten der Unternehmen brächte hingegen nicht nur 
Schwierigkeiten bei der Abgrenzung, sondern möglicherweise auch eine zu 
feine Differenzierung mit sich. Schließlich lassen sich Unternehmen aber 
auch nach ihrer gesamtwirtschaftlichen Bedeutung unterscheiden. Mit 
zunehmendem Einfluss des Unternehmens würde in diesem Fall die 
rechtliche Regelungsdichte ansteigen2. Kleinen Gesellschaften könnte man 

1 Zu den „Wesensunterschieden" kleiner und großer Unternehmen vgl. Spieker, JZ 
1962, S. 722 f.; Ficker, Europäische Entwicklung, S. 319, der aber noch mehr auf 
Rechtsform und Gesellschafterzahl abstellte. 

2 Boettcher u.a., Unternehmensverfassung, S. 78 ff.; Spieker, JZ 1962, S. 730; 
Zimmermann, WWI-Mitteilungen 1960, S. 157; vgl. die kritische Stellungnahme des 
Arbeitskreises Mitbestimmung der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (BDA), in Schwerdtfeger, Mitbestimmung, S. 142. Siehe beispielsweise das 
mitbestimmungsrechtliche Stufenmodell bei Kunze, Bemerkungen, S. 50. 
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vieles erleichtern3, erst für die ganz großen benötigte man eine voll 
ausgebaute „Unternehmensverfassung". Bereits in der Wortwahl wird 
deutlich: Die Größe bietet sich als Maßstab der qualitativen rechtlichen 
Bedeutung eines Unternehmens an4. 

A. Begriff 

Möchte man sich der Größe eines Unternehmens als Differenzierungs-
merkmal bedienen, stellen sich zwei Fragen: Was ist „Größe" überhaupt 
und wie kann man sie bestimmen? Größe für sich genommen gibt es nicht, 
etwas kann nur „groß" im Verhältnis zu etwas anderem sein. Größe ist als 
abstrakter Begriff kaum zu erfassen5. Sie selbst ist nur eine unbestimmte 
Maßeinheit quantitativer Verhältnisse6. Deshalb wird die 
Unternehmensgröße von einigen zur Differenzierung als ungeeignet 
angesehen7 oder zumindest als „nebulöses Kriterium"8 oder „Notbehelf 9 

bezeichnet. Sie leide unter einer starken Relativität, weil sie vom 
jeweiligen Markt und insbesondere der wirtschaftlichen und zeitlichen 
Dynamik abhängig sei10. Dementsprechend lässt sich keine allgemeine 
juristische Definition der Unternehmensgröße finden, die gängigen 
Beschreibungen sind der Betriebswirtschaftslehre entliehen. Wenn man ein 
Unternehmen als eine „planmäßig organisierte Wirtschaftseinheit zur 
Erstellung von Gütern und Dienstleistungen für den außerhalb auftretenden 
Bedarf'11 ansieht, lässt sich seine Größe als „Umfang des Gesamteinsatzes 
der vom Unternehmer kombinierten Produktionsmittel" beschreiben12. 
Aber selbst diese Begriffsbestimmung ist uneinheitlich, von vielen 

3 Vgl. Wymeersch, ZGR2001 , S. 305. 
4 Vgl. Rittner, Handelsrechtliche Publizität, S. 144. 
5 Vgl. Möschel, WuW 1986, S. 191 f.; Rittner, GmbHR 1981, S. 279; ders., 

Legaldefinitionen, S. 78. 
6 Vgl. Lücke, Betriebs- und Unternehmensgröße, S. 20. 
7 Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft, Denkschrift, S. 45 f. 
8 Bechtold, BB 1978, S. 566. 
9 Rittner, Stellungnahme zu Ballerstedt, Aktienrechtsreform, S. 54; Rittner, Handels-

rechtliche Publizität, S. 153. 
10 Cassier, Geschäftspolitik, S. 23; Gross/Meier, Größe, S. 16 ff. 
11 Bloech, Betriebs- und Unternehmensgröße, S. 556; Zimmermann, WWI-Mittei-

lungen 1960, S. 158, betonte daneben die „einheitliche Leitung" eventuell mehrerer 
Betriebe. 

12 Koch, Betriebsgröße, S. 83; weitere, ähnliche Definitionen bei Lücke, Betriebs- und 
Unternehmensgröße, S. 19 f. Da hier auf das einzelne Unternehmen selbst abgestellt 
wird, handelt es sich um einen mikroökonomischen Ansatz. Der Vergleich mit anderen 
Unternehmen, die makroökonomische Betrachtungsweise findet sich häufiger im 
Wettbewerbsrecht, vgl. Zimmermann, WWI-Mitteilungen 1962, S. 118. 
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Variablen abhängig und als Kennzeichen für ein so komplexes System, wie 
es ein Unternehmen darstellt, sehr vage. 

Um die Größe tatsächlich bestimmen zu können, bedarf es 
quantifizierbarer Hilfskriterien13. Auch diese entstammen üblicherweise 
der Betriebswirtschaftslehre und sind in ihrer Zahl unüberschaubar14. Bei 
der Bestimmung der einzelnen Kriterien sind zwei Ebenen zu trennen: 
Zunächst müssen nach empirischen und wissenschaftlichen Überlegungen 
brauchbare Merkmale gefunden werden, die aussagekräftig, leicht 
feststellbar und gerichtlich nachprüfbar sind, kurz, es kommt auf ihre 
„praktische Verwendbarkeit" an15. Der Zweck der Größenvorschrift spielt 
hier nur insoweit eine Rolle, als er vom beabsichtigten Regelungsbereich 
abhängig ist16. Geht es beispielsweise um Fragen der Arbeitnehmer-
beteiligung, ist es naheliegend, auf die Beschäftigtenzahl abzustellen. In 
einem zweiten Schritt müssen brauchbare Grenzwerte für die jeweiligen 
Merkmale festgelegt werden. Die Frage angemessener Quantitäten kann 
sich zwar zum Teil auf empirische Untersuchungen stützen17, wird letzten 
Endes jedoch immer eine politische Entscheidung sein, denn der konkrete 
Grenzwert einer Größenvorschrift hängt allein davon ab, was mit ihr 
bezweckt wird18. 

B. Maßstab 

Bei der Suche nach einem Maßstab, um die Größe von Unternehmen zu 
messen, und damit ihre wirtschaftliche Bedeutung bestimmen zu können, 
sind zunächst einzelne geeignete Kriterien zu finden. Anschließend ist zu 
klären, wie diese Kriterien konkret in Rechtsnormen eingesetzt werden 
sollten. 

13 Bloech, Betriebs- und Unternehraensgröße, S. 557; Koch, Betriebsgröße, S. 83 f. 
14 Siehe eine Auswahl bei Lücke, Betriebs- und Unternehmensgröße, S. 21; auch 

Bloech, Betriebs- und Unternehmensgröße, S. 558; Bundesjustizministerium, Unter-
nehmensrechtskommission, S. 111 f. 

15 Zimmermann, WWI-Mitteilungen 1960, S. 158; vgl. ders., WWI-Mitteilungen 
1962, S. 119; Bundesjustizministerium, Unternehmensrechtskommission, S. 101. 

16 Lücke, Betriebs- und Unternehmensgröße, S. 21. 
17 Vgl. Bundesjustizministerium, Unternehmensrechtskommission, S. 119f; Baller-

stedt, ZHR 1971, S. 508 ff. 
18 Stellungnahme der Bundesregierung zum ersten Änderungsgesetz zum GWB in 

BT-Drucksache IV/2564, S. 22; Kunze, Mitbestimmungsgespräch 1960, Heft 11, S. 16; 
ders., WWI-Mitteilungen 1964, S. 87; ders., Unternehmensverband, S. 365; Scheibe-
Lange, WSI-Mitteilungen 1976, S. 210; Zimmermann, WWI-Mitteilungen i960, S. 218; 
ders., WWI-Mitteilungen 1962, S. 120. 
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I. Einzelne Kriterien 

1. Nennkapital 

Das Nennkapital bezeichnet den in der Satzung festgelegten Geldbetrag, 
der sich bei der Aktiengesellschaft aus der Summe der Nennbeträge der 
von den Aktionären erworbenen Aktien ergibt und insgesamt das 
Grundkapital darstellt. Dem entspricht das vertragsgemäße Stammkapital 
der GmbH, das sich aus den Beiträgen der Gesellschafter zusammensetzt. 
Es erscheint auf der Passivseite der Bilanz und darf nicht an Anteilseigner 
oder Gesellschafter ausgezahlt werden, so dass es den Gläubigern des 
Unternehmens als Haftungsmasse dienen kann. 

Es gibt zahlreiche Vorschriften, die auf der Höhe des Nennkapitals, d.h. 
des Grund- oder Stammkapitals basieren. In Deutschland finden sie sich 
unter anderem im GmbH-Gesetz seit 1892 (als Grundlage für das 
Mindeststammkapital), Börsengesetz (1896, Mindestgrundkapital), 
Aktiengesetz (1923, ausdrückliches Mindestgrundkapital; 1937, Maximal-
zahl der Aufsichtsratsmitglieder; 1965, Mindestzahl der Vorstands-
mitglieder) und im Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften (1957, 
Mindestgrundkapital). In Japan enthalten entsprechende Vorschriften die 
Bankgesetze (1927, Mindestgrundkapital), GmbH-Gesetz (1938, Mindest-
stammkapital), Körperschaftssteuergesetz (1954, Abschreibungsmöglich-
keiten; 1966-1989, Steuersatz), Ausnahmegesetz über die Rechnungs-
prüfung von Aktiengesellschaften (1974, Rechnungsprüfung), Antimono-
polgesetz (1977, Unternehmensanteilsbesitz) und das Handelsgesetz seit 
1991 (Mindestgrundkapital für die Aktiengesellschaft). 

Das Nennkapital eines Unternehmens lässt sich ausgesprochen einfach 
und klar bestimmen19. Es genügt ein Blick in die Satzung, um den 
aktuellen Betrag zu ermitteln. Unabhängig von der Rechtsform, GmbH 
oder Aktiengesellschaft, kann man verschiedene Unternehmen mit seiner 
Hilfe allein nach dem Betrag problemlos abstufen. Auch besitzt das 
Nennkapital zumindest eine gewisse „Indiz-Wirkung" für die Größe, da 
beispielsweise eine Aktiengesellschaft mit einem Grundkapital von zehn 
Millionen DM einen anderen Eindruck vermittelt als eine Gesellschaft, die 
lediglich mit dem Minimalbetrag von 100.000 DM ausgestattet ist. Von 
Nachteil ist jedoch, dass es sich bei dem Nennkapital um einen in der 
Satzung festgelegten Wert handelt. Er ist mehr „programmatisch" als 
„faktisch", denn seine Höhe ist eher zufällig, abhängig von der 
Entscheidung der Unternehmensleitung, die zu einem bestimmten 
Zeitpunkt die entsprechende Kapitalausstattung für adäquat gehalten hat20. 

19 Vgl. Schlegelberger/Quassowski, Aktiengesetz 1937, § 86 Rndnr. 1. 
20 Spieker, JZ 1962, S. 727; Deutscher Gewerkschaftsbund, Mitbestimmungsgespräch 

1973, S. 214; Zimmermann, WWI-Mitteilungen 1960, S. 160. 
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Oder anders ausgedrückt, die Gestaltungsmöglichkeiten seitens der 
Geschäftsführung sind zu groß21. Da sich das Nennkapital so leicht 
beeinflussen lässt, ist es keine „unternehmenswirtschaftlich echte 
Größe"22. Der Betrag entspricht in den meisten Fällen auch nicht dem 
tatsächlich, aktuell eingesetzten Kapital23. Das Nennkapital informiert 
zudem allenfalls über die Eigenmittel des Unternehmens, verschweigt aber 
daneben vorhandene Fremdmittel, mit denen die Gesellschaft ebenso 
wirtschaftet24. Speziell in Japan, wo bei einer sehr geringen Eigenkapital-
quote mit einem sehr hohen Kreditanteil gearbeitet wird, lassen sich so 
kaum Rückschlüsse ziehen auf das wirklich vorhandene Kapital, die 
finanzielle Größe25. 

2. Zahl der Beschäftigten 

Mit der Zahl der Beschäftigten wird die Menge der in einem Unternehmen 
tätigen Arbeitskräfte wiedergegeben. Auf diese Weise wird die Bedeutung 
des Produktionsfaktors „menschliche Arbeitsleistung" erfasst. 

Die Zahl der Beschäftigten wurde und wird in Deutschland vor allem im 
Mitbestimmungsrecht als Kriterium verwendet, unter anderem in der 
Gewerbeordnung seit 1891 (Pflicht zur Aufstellung einer Arbeitsordnung), 
im Allgemeinen Preußischen Berggesetz (1905, Arbeiterausschüsse), 
Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst (1916, Arbeiterausschüsse), 
Betriebsrätegesetz (1920, Betriebsräte), Montanmitbestimmungsgesetz 
(1951, Aufsichtsratsbeteiligung), Betriebsverfassungsgesetz (1952, 
Wirtschaftsausschuss und Aufsichtsratsbeteiligung) und im Mitbestim-
mungsgesetz (1976, Aufsichtsratsbeteiligung). In anderen Regelungsberei-
chen findet man es auch etwa in den Dekonzentrationsgesetzen der 
Alliierten nach 1945 (Indiz übermäßiger Konzentration), im Publizitäts-
gesetz (1969, Publizitätspflicht), Handelsgesetzbuch (1985, Publizitäts-
pflicht) und vorübergehend im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(1965, Fusionskontrolle)26. In Japan stützt man sich auf die Arbeitnehmer-
zahl beispielsweise im Grundlagengesetz für kleine und mittlere 
Unternehmen (1963, Staatliche Unterstützung) oder im Gesetz zur 

21 Gemeinsame Sitzung der Ausschüsse für Arbeit- und Wirtschaftspolitik des 
Deutschen Bundestages vom 12.3.1951, abgedruckt in: Müller-List, Montan-
mitbestimmung, S. 425. 

22 Ballerstedt, Bericht, S. 34. 
23 Bundesjustizministerium, Unternehmensrechtskommission, S. 112; Pitreich, Neu-

ordnung, S. 318; Scheibe-Lange, WSI-Mitteilungen 1976, S. 211. 
2ABundesjustizministerium, Unternehmensrechtskommission, S. 112. 
25 Uekusa, Antitrust Bulletin 1977, S. 703. 
26 Eine aktuelle tabellarische Übersicht größenabhängiger arbeitsrechtlicher Regelun-

gen findet sich bei Krimphove, Dieter, Arbeitsrecht und Betriebsgröße, NZA 2002, 
S. 724 ff. 
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Garantie geschäftlicher Möglichkeiten für kleine und mittlere Unterneh-
men (1977, Staatliche Unterstützung). Das Merkmal der Beschäftigtenzahl 
erfreut sich demnach ebenso wie das des Nennkapitals großer Beliebtheit. 

Die Arbeitnehmerzahl ist verhältnismäßig einfach zu ermitteln und zu 
überprüfen, da die Personalabteilungen der Unternehmen darüber 
problemlos Auskunft geben können. Da die Zahl exakt zu bestimmen und 
relativ gut vorauszusehen ist, lassen sich Unternehmen auch mit ihr recht 
eindeutig einstufen27. Zwar mag sich durch Personalmaßnahmen die 
Anzahl der Beschäftigten im Jahresverlauf ändern, aber außerhalb 
besonderer Einzelfälle ist dieser Umstand vernachlässigbar. Bei der 
Arbeitnehmerzahl handelt es sich demnach um ein „geplantes" und 
gleichzeitig „faktisches" Kriterium. Gerade in Zeiten hoher Arbeits-
losigkeit lässt sich schließlich auch die sozialpolitische Bedeutung des 
Unternehmens mit der Arbeitnehmerzahl berücksichtigen28. Zumindest 
innerhalb eines einzelnen Wirtschaftsbereichs erfasst sie gut den Faktor 
des arbeitenden Menschen. Überschreitet man die Grenzen eines Bereichs, 
sind allerdings die Abweichungen durch besonders kapital- oder aber 
arbeitsintensive Produktion zu berücksichtigen29. Gegen das Merkmal der 
Beschäftigtenzahl lassen sich allenfalls die soeben bereits angeklungenen 
Ungenauigkeiten aufgrund unerwarteter Personalmaßnahmen oder 
branchenspezifischer Unterschiede anführen30. Es wäre zwar wünschens-
wert, den Leistungsfaktor noch genauer einzugrenzen, indem man auf die 
Produktivität des einzelnen Arbeitsnehmers abstellt, dies ist technisch 
jedoch nicht durchführbar. 

3. Umsatz 

Durch den Umsatz wird die Leistung eines Unternehmens auf einem 
bestimmten Absatzmarkt verdeutlicht, er zeigt das Bruttoproduktions-
ergebnis ohne Abschreibungen und dergleichen an31. 

27 Baur, Markt, S. 304; Cassier, Geschäftspolitik, S. 22; Kunze, Unternehmens-
verband, S. 372. Das auch als eigenes Größenmerkmal denkbare Kriterium des „wirt-
schaftlich untragbaren Konkurses" (aufgrund des Umfangs des betroffenen Unterneh-
mens) leidet nicht nur an seiner Unscharfe, sondern sollte allenfalls als Unterfall des 
Merkmals der Beschäftigtenzahl angesehen werden, da die Hauptsorge im Falle des 
wirtschaftlichen Zusammenbruchs von Großunternehmen üblicherweise der Rettung der 
Arbeitsplätze gilt, so Bundesjustizministerium, Unternehmensrechtskommission, S. 121 f. 

28 Regierungsentwurf eines Gesetzes über die Rechnungslegung von Großunter-
nehmen und Konzernen, BT-Drucksache V/3197, 1968, S. 15. 

29 Zimmermann, WWI-Mitteilungen 1960, S. 159 f.; kritisch insoweit Spieker, JZ 
1962, S. 727 f. 

30 Vgl. auch Bundesjustizministerium, Unternehmensrechtskommission, S. 118. 
31 Bei Banken ist dagegen auf den Leistungswert aus den Bruttoeinnahmen an Zinsen, 

Dividenden, Diskonten, Provisionen und Gebühren, bei Versicherungsunternehmen auf 
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